
22 - 1671 An den 

Präsidenten des Burgenländischen Landtages 

Robert Hergovich 

Landhaus 

7000 Eisenstadt 

 

 

Eisenstadt, am 11. Dezember 2023 

 

 

Selbständiger Antrag 

 

der Landtagsabgeordneten Markus Ulram, Hans Unger, Kolleginnen und 

Kollegen 

 

auf Fassung einer Entschließung betreffend Schaffung von 

Rahmenbedingungen für innovativen und raschen Netzausbau im Sinne der 

Energiewende.  

 

Der Landtag wolle beschließen: 

  



Entschließung 

 

des Burgenländischen Landtages vom ……………… betreffend Schaffung von 

Rahmenbedingungen für innovativen und raschen Netzausbau im Sinne der 

Energiewende.  

 

Der Ausbau der erneuerbaren Energie ist derzeit allgegenwärtig, sei es im Ausbau der 

Netzinfrastruktur oder im Ausbau der Photovoltaik- und Windkraftkapazitäten. Zur 

Erreichung des von der Bundesregierung festgesetzten Zieles, bis 2030 eine 

(bilanziell) 100%ig erneuerbare Stromversorgung zu erreichen, der dafür im 

Erneuerbaren Ausbaugesetz (EAG) festgelegten zusätzlich benötigten erneuerbaren 

Strommengen von 27 TWh sowie zur Erreichung der ebenfalls vom Bund 

angekündigten Klimaneutralität 2040 und der Reduktion der Abhängigkeit von 

russischem Gas sind auch die Länder enorm gefordert. Denn neben der Errichtung 

von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie sind auch die Verteilnetze 

entsprechend rasch auszubauen.  

 

Notwendig dafür ist aber unter anderem die Schaffung der diesbezüglichen 

Rahmenbedingungen vom Bund, wie etwa schnellere UVP- Genehmigungsverfahren 

bei Leitungsbauvorhaben. So dauerten im Zeitraum 2009 bis 2021 UVP-Verfahren 

vom Antrag bis zur Entscheidung im Mittel 18,3 Monate bzw. im vereinfachten 

Verfahren 12,3 Monate (Quelle: Umweltbundesamt). 

 

Um die oben genannten ambitionierten Ziele zu erreichen, ist eine Beschleunigung der 

Integration von erneuerbarer Energie in das Stromnetz unbedingt erforderlich. Dazu 

sind folgende Maßnahmen für einen innovativen und raschen Netzausbau im Sinne 

der Energiewende notwendig.  

 

 

1. Dynamische Leistungsregelung beim Anschluss von Photovoltaikanlagen an 

das öffentliche Netz 

 

Der Zuwachs an Photovoltaikanlagen führt dazu, dass Leitungskapazitäten im 

Stromnetz regional an ihre Grenzen stoßen. Um Anlagen in Gebieten mit 

Netzengpässen trotzdem errichten zu können, kann eine dynamische 



Leistungsregelung hilfreich sein. Dabei wird die wirksame Einspeiseleistung am 

Netzanschlusspunkt auf einen bestimmten Prozentsatz der installierten 

Wechselrichternennleistung beschränkt. Mit Hilfe dieser technischen Maßnahme kann 

die Effizienz im Leitungsnetz wesentlich gesteigert werden. 

 

Eine dynamische Leistungsregelung von PV-Anlagen auf z.B. 70% der installierten 

Leistung kann die Netzkapazität insgesamt um rd. 40% erhöhen. Kunden würden 

durch diese Maßnahme zusätzlich ermutigt, den erzeugten Strom möglichst selbst zu 

nutzen, das Netzzutrittsentgelt würde entsprechend geringer. Bei modernen 

Photovoltaikanlagen ist die dynamische Leistungsregelung eine Standardfunktion, die 

mit Mehrkosten von wenigen hundert Euro installiert und damit niederschwellig 

realisiert werden kann. 

 

 

2. Integration von netzdienlichen Speicheranlagen für Verteilnetzbetreiber und 

Dorf- bzw. Quartierspeicher 

 

Entgegen der bisherigen europarechtlichen Vorschriften sollten Verteilernetzbetreiber 

auch Eigentümer von Energiespeicheranlagen sein dürfen bzw. diese Anlagen 

errichten, verwalten oder betreiben können. Dies würde ermöglichen, Tagesspitzen im 

Mittelspannungsnetz durch Batteriespeicher zuverlässig in die Nacht zu verschieben. 

Solche Batteriespeicher arbeiten netzgesteuert und sind dann sinnvoll, wenn der 

klassische Netzausbau strategisch nicht sinnvoll, wesentlich kostenintensiver oder 

zeitlich zu langsam wäre. 

 

Weiters sollen auch Quartier- bzw. Dorfspeicherlösungen im örtlichen Netz möglich 

sein und forciert werden. Hier soll die Regulierungsbehörde E-Control zusätzlich 

unterstützen bzw. dies ermöglichen. 

 

  

3. Ausnahmegenehmigungen für Forschungs- und Demonstrationsprojekte 

 

Im Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 – ElWOG 2010 wurden 

regulatorische Freiräume zu Zwecken der Erprobung innovativer Ideen, die die 

Energiewende vorantreiben, gesetzlich verankert. So kann etwa die E-Control 



Verteilnetzbetreibern den Besitz und Betrieb von Batteriespeichern gestatten, wenn 

bestimmte Bedingungen erfüllt sind (z.B. Forschungszwecke). Diese 

Ausnahmegenehmigungen für Forschungs- und Demonstrationsprojekte sollen 

vereinfacht und ausgebaut werden. 

 

4. Ausbau der Verteilernetz – Infrastruktur im Burgenland  

 

Vielfach sind die aktuellen Verteilernetze im Burgenland nicht in der Lage die 

gestiegene Einspeisung von erneuerbarer Energie aufnehmen zu können. Die 

Netzkapazitäten wurden in den vergangenen Jahren nicht genügend ausgebaut und 

sind oft an ihrer Belastungsgrenze. Wir haben im Burgenland mit massiven 

Versäumnissen zu kämpfen. Es ist dringend an der Zeit, dass die SPÖ – 

Alleinregierung hier tätig wird und gemeinsam mit dem Netzbetreiber die nötige 

Infrastruktur zur Verfügung stellt.  

 

Wesentlich hierbei ist auch, dass die regionale Nutzung von erneuerbarer Energie und 

die Möglichkeit von Energiegemeinschaften ausgebaut und gefördert werden. Die 

Energiewende darf im Burgenland nicht an der fehlenden Verteilernetz – Infrastruktur 

scheitern.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Der Landtag hat beschlossen: 

 

Die Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung heranzutreten und 

insbesondere die zuständige Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 

Mobilität, Innovation und Technologie aufzufordern, 

 

1) dynamische Leistungsregelung für Photovoltaikanlagen im 

Elektrizitätsrecht zu verankern; 

 

2) sich auf Europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass 

Verteilnetzbetreiber netzdienliche Speicheranlagen errichten und 

betreiben dürfen. Zusätzlich sollen Quartier- bzw. Dorfspeicherlösungen 

im örtlichen Netz möglich sein und forciert werden; 

 

3) die Regulierungsbehörde E-Control zu beauftragen, bestehende 

Spielräume für Ausnahmegenehmigungen für Forschungs- und 

Demonstrationsprojekte im größtmöglichen Umfang zu vereinfachen und 

auszubauen.  

 

Die Landesregierung wird weiters aufgefordert den Ausbau der Verteilernetz – 

Infrastruktur im Burgenland dringend voranzutreiben und entsprechende Maßnahmen 

zu setzen.  

 

 

 


